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PRESSEMITTEILUNG 

„Brandenburg braucht Aktionsplan gegen Langzeitarbeitslosigkeit!“ – 
Landesarmutskonferenz stellt Forderungskatalog vor 
 

Trotz sinkender Arbeitslosenzahlen gibt es in Brandenburg nach wie vor eine große Gruppe 
langzeitarbeitsloser Menschen, die auf dem Arbeitsmarkt kaum noch eine Chance haben. In 
Brandenburg waren im Oktober 96.300 Menschen arbeitslos, die Quote lag bei 7,3 Prozent. 
Über 26.000 Betroffene sind bereits zwei Jahre und länger ohne Arbeit. Geeignete Integra-
tionsmaßnahmen wurden entweder abgeschafft oder erreichen diese Menschen schlichtweg 
nicht. Die Auswirkungen von Langzeitarbeitslosigkeit für den Einzelnen und/oder die Fami-
lien sind gravierend. Langzeitarbeitslosigkeit ist die Hauptursache für Kinderarmut und feh-
lende soziale Teilhabe ganzer Familien. 

Arbeitsmarktferne langzeitarbeitslose Menschen, die trotz guter wirtschaftlicher Entwicklung 
und trotz mehrfacher Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen keine Chance auf 
Integration in den ersten Arbeitsmarkt haben, stellen deshalb die eigentliche Herausforde-
rung in der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik dar.  

Mit diesem Schwerpunktthema beschäftigte sich heute die Mitgliederversammlung der Lan-
desarmutskonferenz (lak), in deren Rahmen auch ein Fachgespräch mit Betroffenen, Ex-
pert*innen, Arbeitsverwaltung und Politik stattfand. Das Ziel war, gemeinsam mit allen Akteu-
ren eine Bestandsaufnahme vorzunehmen und Ansätze zu finden, die zu erfolgreicher In-
tegration und mehr sozialer Teilhabe für Langzeitarbeitslose führen. 

 „Arbeit und Beschäftigung sind die wichtigsten Zugänge zu gesellschaftlicher Beteiligung. 
Die gesellschaftliche Verpflichtung besteht deshalb darin, schwer vermittelbaren, langzeitar-
beitslosen Menschen eine tragfähige persönliche Perspektive auf sinnvolle existenzsichern-
de Beschäftigung sowie auf soziale Teilhabe zu eröffnen“, betonte Andreas Kaczynski, Ers-
ter Sprecher der Landesarmutskonferenz. „Dazu ist im Rahmen langfristig angelegter indivi-
dueller Integrationsstrategien ein Angebot öffentlich geförderter Beschäftigung zu schaffen, 
das auch sozialintegrative Leistungen und berufliche Qualifizierung systematisch und we-
sentlich stärker als bisher miteinander verknüpft“, erklärte Inga-Karina Ackermann, Spreche-
rin der Landesarmutskonferenz in der Diskussion.  

 

Die lak verabschiedete einen Forderungskatalog an die Landespolitik. Diese soll einen Akti-
onsplan gegen Langzeitarbeitslosigkeit erarbeiten und im Rahmen des arbeitsmarktpoliti-
schen Programms des Landes schnellstmöglich umsetzen. 

Kernforderungen der lak sind, dass: 

 die Zielstellung des SGB II auf den Prüfstand kommt und die Fixierung auf die Integra-
tionsquote aufgeben wird. 

 die unterschiedliche Ausgestaltung der Arbeitsfördermaßnahmen des SGB II und 
SBG III abgeschafft wird und eine Angleichung der Maßnahmen erfolgt. 
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 eine verbesserte Balance zwischen Fordern und Fördern hergestellt wird und eine 
Reform des Sanktionsrechts stattfindet. 

 öffentlich geförderte Beschäftigung als zentrales Mittel zur Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit betrachtet und eingesetzt wird. 

 dauerhafte sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse geschaffen 
werden, die die Individualität der Zielgruppen berücksichtigen und flexible 
Arbeitsmodelle bieten. 

 die Programme und Fördermaßnahmen entbürokratisiert werden, das 
Fallmanagement ausgebaut wird und zielgruppenspezifische, passgenaue Angebote 
gemacht werden, die Arbeitsförderungsmaßnahmen eng mit psychosozialen 
Angeboten und Gesundheitsförderung verzahnen.  

 die Stimme der Betroffenen gestärkt wird. 

 ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden, die eine planbare 
Kontinuität gewährleisten und zielgerichtete mittel- und langfristige Programme in der 
individuellen Betreuung und öffentlich geförderten Beschäftigung ermöglichen. 

 die regionale Zusammenarbeit gestärkt wird, sowohl zwischen den Ämtern als auch 
zwischen Ämtern, Trägern, Wirtschaft und Arbeitsverwaltung, um so bedarfsgerechte 
Angebote sicherstellen zu können. 

 

 

Die Landesarmutskonferenz Brandenburg (lak) ist ein Netzwerk, das mit fachlicher und poli-
tischer Arbeit dazu beiträgt, die verschiedenen Armutsproblematiken zu thematisieren und 
die Selbsthilfeansätze der von Armut betroffenen Bevölkerungsgruppen zu diskutieren. Der 
lak gehören neben den Verbänden der der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege – Spitzenver-
bände im Land Brandenburg weitere 25 Initiativen, Vereine und gesellschaftliche Gruppen, 
darunter die Kirchen und Gewerkschaften sowie zahlreiche Selbsthilfegruppen, an. 

 

Kontakt: Melanie Lorenz, Der Paritätische Landesverband Brandenburg e.V., Mela-
nie.Lorenz@paritaet-brb.de, 0331 28497-64 

 


